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von Franz-Reinhard Habbel

Nun sind sie seit einigen Monaten im 
Amt. Die gut 100.000 neu- oder wie-
dergewählten Kommunalpolitiker in 
Deutschlands Rathäusern. Das Super-

wahljahr 2014 mit 11 Kommunalwahlen neigt 
sich dem Ende zu. Mit den Wahlen ist auch ein 
Au"ruch verbunden in eine neue Kommunalpo-
litik, die nah an den Lebenswelten der Bürgerin-
nen und Bürger sein wird. Das sieht man schon 
daran, dass gerade junge Kommunalpolitiker 
anders und o!mals direkter kommunizieren. 

Jetzt steht die Arbeit im Vordergrund. Große 
Herausforderungen stehen den Städten, Kreisen 
und Gemeinden ins Haus. Die demografische 
Entwicklung, die Energiewende, die Neuord-
nung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen, die Modernisierung 
der Infrastruktur und die Digitalisierung mit all 
ihren Folgen für die Bürgerinnen und Bürger, für 
Wirtscha!, Verwaltung und Politik. Die Reihe 
lässt sich fortsetzen mit den Themen Bildung, 
Migration, Flüchtlingsfragen und Integration, 
Mobilität und ärztliche Versorgung. Immer mehr 
zeigt sich, dass eine lösungsorientierte Politik 
von den Kommunen kommt. Hier entstehen 
die Probleme, hier müssen sie gelöst werden. Es 
zeigt sich aber auch, dass nur eine Fortschrei-
bung und Optimierung bisheriger Abläufe oder 
Strukturen allein nicht ausreichen werden, auch 
kün!ig Wachstum und Arbeitsplätze in Deutsch-
land sicherzustellen. Was kann zum Beispiel die 
kommunale Seite tun, um Rahmenbedingungen 
für neue Geschä!smodelle zu verbessern? Wie 
schaffen wir auch in Deutschlands Regionen 
eine Start-Up-Kultur und damit Au"ruchsstim-
mung für neues unternehmerisches Handeln? 
Wie entwickeln sich die Städte als Netzwerk? 
Welche Folgen ziehen wir daraus? 

Um die mit diesen Sichtweisen verbundenen 
neuen Potenziale nutzen zu können, brauchen 

die Kommunen erweiterte Handlungsspiel-
räume, insbesondere was ihre Finanzausstat-
tung und was den notwendigen Bürokratieab-
bau betri$. Die Gestaltungskra! der Kommu-
nen geht einher mit einer stärken Mitwirkung 
der Bürgerinnen und Bürger an der Kommu-
nalpolitik. Die Menschen wollen teilhaben, sich 
einbringen können. Das wird nur funktionieren, 
wenn Politik und Verwaltung bereit sind, sich 
für den Dialog weiter zu öffnen und ihre Daten 
öffentlich machen. Open-Data heißt hier der 
Schlüssel. Die Datenschränke müssen geöffnet 
werden. Neue Kommunikationsformate müs-
sen stärker genutzt werden. Wenn gerade junge 
Leute heute sich in erster Linie im Internet über 
soziale Netzwerke informieren und miteinander 
kommunizieren, dann muss auch die Verwaltung 
diese neuen Kanäle nutzen. Tut sie das nicht, dis-
kriminiert sie junge Menschen. Herkömmliche 
Pressemi%eilungen in Tageszeitungen erreichen 
diese Empfänger nur noch selten. 

Am Horizont zeigt sich, dass die Shared-Eco-
nomy, die „Wirtscha! des Teilens“ auch die 
Städte und Gemeinden erreicht. Immer mehr 
Pla%formen entstehen, die Menschen dazu 
nutzen, sich selbst zu organisieren. Erkennbar 
wird dies besonders in Bereichen wie Mobilität 
oder Projekten wie Urban-Gardening. In den 
Regionen nehmen Bürger in ihren Fahrzeugen 
andere Bürger zu Fahrten in die Stadt mit, oder 
sie transportieren Waren untereinander. Crowd-
funding als alternative Form der Finanzierung 
wird auch im öffentlichen Sektor salonfähig. Das 
gilt besonders für die Modernisierung von Infra-
strukturen. Privates Kapital kann hier unterstüt-
zend wirken. 

Dem Neuen eine Chance geben, ist auch das 
Ziel der Veranstaltung Zukun!.Stadt.Kommune 
am 27./28. November 2014 in Berlin. 

3Grußwort

Die Kommunen brauchen 
erweiterte Handlungsspielräume

Franz-Reinhard Habbel,  
Sprecher, Deutscher Städte-  
und Gemeindebund

„ Die Menschen wollen 
teilhaben, sich ein-
bringen können. Das 
wird nur funktionie-
ren, wenn Politik und  
Verwaltung bereit 
sind, sich für den 
Dia log weiter zu 
öffnen und ihre Daten 
öffentlich machen.“
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Rendite für Kommunen  
und kommunale Stiftungen  
fällt nicht vom Himmel,  
man muss sie suchen

von Alexander Etterer

Die Entscheidung, auch Alter-
native Investments in das 
Portfolio aufzunehmen, ist 
eine Sache. Das richtige Inves-
tment zu finden, eine andere. 
Eine nordrhein-westfälische 
kommunale Sti!ung wurde 
am Markt nicht fündig und 
entschloss sich, zusammen 
mit einem Partner ihr eigenes 
Anlageprodukt zu entwickeln. 
Eine Chronik.

Aufgrund der niedrigen 
Nominalzinsen ste-
hen Kommunen und 
kommunale Sti!un-

gen vor erheblichen Herausfor-
derungen. Die bisher bewähr-
ten Anlageklassen „Geld markt“ 
und „Anleihen/Renten“ zur 
Kapitalerhaltung und zur 
Erfüllung des Sti!ungszwecks 
haben ihre Wirksamkeit spür-
bar verloren. Sta%dessen rückt 

die Thematik um mögliche 
„Strafzinsen“ immer mehr in 
den Mi%elpunkt der aktuellen 
Zinsdiskussion.

Vor diesem Hintergrund 
beschä!igte sich der Anlage-
ausschuss einer kommunalen 
Sti!ung aus Nordrhein-West-
falen bereits seit einigen 
Monaten mit alternativen 
Anlageklassen. Er beschloss, 
10 % des Sti!ungsvermögens 
beziehungsweise rund 10 Mio. 
EUR strategisch über einen 
längeren Zeitraum von etwa 
zehn Jahren in Alternative 
Investments (Solar/Wind) zu 
investieren. Eines der Motive 
für diese Entscheidung war 
wie so o! der Wunsch nach 
stabilen, planbaren Erträgen, 
die deutlich über einer zehn-
jährigen Bundesanleihe notie-
ren. Auch die Erweiterung der 
strategischen Anlagestruktur 

um eine weitere Anlageklasse 
spielte aus Diversifikations-
gründen für den Anlageaus-
schuss eine Rolle. 

Erste Überlegungen, dies in 
der eigenen Region als Direkt-
investment umzusetzen, schei-
terten schnell an rechtlichen 
Herausforderungen bezüglich 
schwieriger Pachtverhältnisse 
etc. Der Anlageausschuss 
beschloss, vorhandene Pro-
dukte am Finanzmarkt zu 
suchen, um an dieser Anla-
geklasse entsprechend zu 
partizipieren. Mit konkreten 
Vorstellungen im Hinblick auf 
die Aussta%ungsmerkmale 
eines solchen Investments, 
wie beispielsweise Anlagevehi-
kel, Anlageart, Standortfrage, 
Fremdfinanzierungsquote, 
Laufzeit, geplante Ausschüt-
tung, Mitspracherechte, Kos-
tenstruktur, Transparenz und 
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4 Finanzen

Controlling führte man mit 
Unterstützung von Rödl & 
Partner eine Markterkundung 
durch, indem mehr als ein 
Dutzend Investmentmöglich-
keiten – vom Anlageausschuss 
vorgeschlagen – genauer unter 
die Lupe genommen wurden. 

Wenige Wochen später 
lag das Ergebnis klar auf dem 
Tisch: Alle untersuchten Pro-
dukte erfüllten in wesentlichen 
Parametern nicht die Wunsch-
vorstellungen der Sti!ung. 
Wesentliche Knock-Out-Krite-
rien waren häufig die Standort-
wahl, die Kostenstruktur, das 
Anlagekonstrukt, die Mitspra-
cherechte und die Transparenz 
bzw. das Gesamtverständnis. 
Mit diesen Erkenntnissen zog 
man sich wieder in den Anla-
geausschuss zurück und for-
mulierte die Vorstellung, ein 
Anlageprodukt, das wesentli-
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Alexander Etterer,  
Associate Partner der Beratungs- 
und Wirtschaftsprüfungs gesell schaft 
Rödl & Partner in Köln, Leiter des 
Teams „Wealth, Risk & Compliance“

E-Mail: alexander.etterer@roedl.com

„ Standardprodukte 
muss man nicht tole-
rieren, sondern hart-
näckig hinterfragen 
und im Markt neue 
Dienstleistungspart-
ner suchen.“

che unverzichtbare Parameter berücksichtigen 
sollte, individuell mit einer Kapitalanlagegesell-
scha! zu entwickeln. 

Eine erneute Marktanalyse ergab, dass zwei 
Mark%eilnehmer für die Entwicklung eines sol-
chen individuellen Konzeptes in Frage kämen. 
Persönliche Gespräche mit den beiden Gesell-
scha!en bestätigten dies. Nach konkreter 
Abstimmung der individuellen Zielvorstellun-
gen kristallisierte sich eine der beiden Gesell-
scha!en als Umsetzungspartner heraus. Im 
Ergebnis wurde ein Investment mit den in der 
Tabelle dargestellten wesentlichen Parametern 
verabschiedet. 

Über einen systematischen Auswahlprozess 
hat die Sti!ung im Ergebnis einen effizienten 
Weg in eine neue Anlageklasse gefunden. Nicht 
nur die um fast 50% niedrigeren Kosten im Ver-
gleich zu den angebotenen Standardprodukten 
waren ein echter Gewinn. Vor allem haben die 
gewünschte Standortwahl, das jederzeit nutz-
bare Vetorecht und ein unabhängiges Inves-
tor-Controlling, verbunden mit höchster Trans-
parenz, überzeugt. 

Ganz entscheidend im Vergleich zu marktüb-
lichen Anlageprodukten in dieser Anlageklasse 
war das auf Seiten des kommunalen Anlegers 
eingeräumte Vetorecht. Damit war gewährleis-
tet, dass das Management des Teilfonds die Ziel-
investments im Vorfeld der endgültigen Kauf-
entscheidung dem Anlageausschuss vorlegen 
musste. Bei einer Investitionssumme in Höhe 
von rund 10 Mio. EUR konnte sich die kommu-
nale Sti!ung anteilig an meh-
reren Zielobjekten beteiligen 
und trug so dem Diversifikati-
onsgedanken voll Rechnung. 
Immer wenn ein mögliches 
Teilinvestment in ein ausge-
wähltes Zielobjekt ansteht, hat 
der Anlageausschuss nun das 
Recht, sämtliche Unterlagen 
vorab zu prüfen und sich ein 
eigenes Urteil über die Quali-
tät des geplanten Investments 
zu verschaffen. Rödl & Partner 
leistet bei der Plausibilitäts-
prüfung Unterstützung und 
bereitet die Entscheidungs-
grundlage mit vor. Anhand der 

damit verbundenen Informationen ist die Stif-
tung in der Lage, ihr Vetorecht auszuüben oder 
den Investitionsvorschlag zu akzeptieren. 

Innerhalb von wenigen Monaten konnte das 
Zielportfolio aufgebaut werden. Um regelmäßig 
über die Entwicklungen der neuen Anlageklasse 
informiert zu sein und den ha!ungsrechtlichen 
Anforderungen einer regelmäßigen „Überwa-
chung und Kontrolle“ der Geldanlage gerecht 
zu werden, wurde es der kommunalen Sti!ung 
ermöglicht, ein quartalsweises externes Inves-
tor-Controlling durch einen unabhängigen Drit-
ten durchführen zu lassen. Hier leistet Rödl & 
Partner Unterstützung. 

Fazit
Bei der Investition in neue Anlageklassen gilt: 
Standardprodukte muss man nicht tolerieren, 
sondern hartnäckig hinterfragen und im Markt 
neue Dienstleistungspartner suchen. Dabei 
sucht man nicht die Nadel im Heuhaufen. Nein, 
mit einer klar formulierten Systematik trennt 
man die Spreu vom Weizen und kommt zum 
Erfolg. Verbunden mit einem hohen Maß an Fle-
xibilität, Effizienz, Transparenz sowie einer Kon-
troll- und Überwachungsfunktion lässt sich ein 
Weg in eine neue Anlageklasse finden, mit der 
Kommunen und Sti!ungen auch in der derzeit 
anhaltenden Niedrigzinsphase ansprechende 
Renditen erzielen können. Die Unterstützung 
durch eine externe Beratungsgesellscha! 
erhöht die Qualität und A%raktivität eines sol-
chen Investments. 

5Finanzen

Anlagevehikel Teilfonds eines Spezialfonds

Standortwahl ausschließlich in Deutschland

Fremdfinanzierungsquote maximal 50#% des Investitionsvolumens

Laufzeit 10 Jahre

Geplante Ausschüttung 5,5#% p.a., Kapitalrückführung nach Laufzeitende

Mitspracherecht Investitionsbeirat ist der Anlageausschuss. Dieser ist mit einem 
Vetorecht bezüglich der geplanten Zielinvestments ausgestattet

Kostenstruktur (gesamt) 1,05#% p.a.

Bonusvergütung 0,05#% p.a. auf Nettoinventarwert (Anlagesumme),  
wenn bestimmte Zielrenditen erreicht werden

Transparenz Externes Controlling und unabhängiges Reporting
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von Dieter Mörlein

Den Städten und Gemeinden geht es 
nach eigenen Angaben finanziell 
so schlecht wie selten seit Ende des 
II. Weltkrieges.

Bundes- und Landesgesetze, gestiegene 
Ansprüche der Bevölkerung an ihre Kommune, 
der Zustrom von Flüchtlingen und Asylsuchen-
den, die soziale Absicherung derer, die nicht oder 
nicht mehr im Erwerbsleben stehen und vieles 
mehr verschlingen große Summen der verfügba-
ren finanziellen Masse der Städte und Gemein-
den. Auf der Strecke bleibt die gesamte Infra-
struktur zumindest im Westen unseres Landes.

Neben schlechten Straßen aller Qualifikatio-
nen, maroden Brücken, heruntergewirtscha!e-
ten öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen, 
wie die Wasserver- und entsorgung bereiten 
den Verantwortlichen in den Rathäusern starke 
Kopfschmerzen. Für vieles gibt es aber Lösun-
gen, wenn der Bürgermeister zusammen mit 
seinem Gemeinderat bisher begangene und aus-
getretene Pfade verlässt. 

Die Stadt Eppelheim mit ca. 15.000 Einwoh-
nern im Rhein-Neckar-Kreis zwischen Heidel-
berg und Schwetzingen gelegen, ist eine von der 
siedlungswilligen Bevölkerung begehrte Stadt. 
Die Infrastruktur entspricht mindestens der 
einer großen Kreisstadt. Eine hervorragende 
Schullandscha!, ergänzt durch ein hohes kul-
turelles und sportliches Angebot, gepaart mit 
sicheren Arbeitsplätzen am Ort, einer Anbin-
dung an das ÖPNV und die Nähe zur Autobahn 
A5 sind die Trümpfe, die die Stadt im Vergleich 
zu anderen Städten in der Umgebung in die 
Waagschale werfen kann. Der Unterhalt des gro-
ßen Angebotes kostet viel Geld. Dass die Stadt 
lange Jahre trotzdem schuldenfrei war, ist einer 

effektiv und sparsam arbeitenden Verwaltung 
zu verdanken. Hinzu kommen innovative, neue 
Wege, die den Ausbau und den Erhalt der städ-
tischen Einrichtungen auf Jahrzehnte hinaus 
garantieren.

Als ein Punkt dieses innovativen Weges 
seien die Sanierung und der Unterhalt der 
Schulen und Hallen zusammen mit einem pri-
vaten Partner genannt. Als erste Kommune in 
Baden-Wür%emberg haben wir uns an diese Auf-
gabe gewagt. Sechs Jahre Betrieb der sanierten 
Gebäude geben uns heute Recht, richtig gehan-
delt zu haben. Obendrein haben wir gegenüber 
der Eigenbewirtscha!ung noch eine Einsparung 
von 16%. Dienstleistung und Handel florieren 
trotz der Nähe zur Stadt Heidelberg ebenfalls 
sehr gut, weil auch hier z. B. bei der Bereitstel-
lung von geschä!snahen Parkplätzen die Men-
schen bequem einkaufen können. 

Demographie, Inklusion, Integration, Kinder-
betreuung, Schulentwicklung und Infrastruktur 
sind für die Stadt Eppelheim auch Aufgaben für 
die Zukun!. Dieses breite Spektrum wird zum 
Teil von engagierten Bürgerinnen und Bürgern 
abgedeckt. Eine Einrichtung, das Bürgerkontakt-
büro, seit über 15 Jahren erfolgreich arbeitend, ist 
Ausdruck des bürgerscha!lichen Engagements.

Dies ist wichtig, da die Stadt Eppelheim in 
den letzten Jahren bevölkerungsmäßig stark 
gewachsen ist. Viele Neubürger haben die Mög-
lichkeit sich einzubringen und sich somit in die 
Gemeinscha! zu integrieren. Mit Weitblick und 
innovativen Gedanken sind wir gerüstet, alle 
Herausforderungen, die wir in den kommenden 
Jahren erfahren, zu meistern.

Dieter Mörlein,  
Bürgermeister Stadt Eppelheim

„ Demographie, 
Inklusion, Inte gration, 
Kinderbetreuung, 
Schulentwicklung und 
Infrastruktur sind für 
die Stadt Eppelheim 
auch Aufgaben für die 
Zukun". “

Private Partner  
für die Kommunen  
als Erfolgsgeschichte

6 Finanzen
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von Dr. Andreas Lotze

Das Beihilferecht ist bereits seit Inkra!-
treten der römischen Verträge im Jahr 
1958 Bestandteil des EU-Rechts. In das 
Bewusstsein der deutschen Kommu-

nen ist es spätestens mit der Altmarkt-Trans-Ent-
scheidung aus dem Jahr 2003 gelangt, in der 
vom EuGH explizit herausgestellt wurde, unter 
welchen Voraussetzungen kommunale Zuwen-
dungen EU-Beihilfekonform umgesetzt werden 
können. Im Nachgang zu dieser Entscheidung 
hat die Kommission mit dem sog. „Monti-Paket“ 
2005 sowie dessen Nachfolger, dem „Almunia-Pa-
ket“ im Jahr 2012, ein umfangreiches Regelwerk 
zur beihilferechtlichen Zulässigkeit der Finan-
zierung von Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtscha!lichem Interesse (DAWI) durch die 
Mitgliedstaaten geregelt.

Insgesamt gewinnt das europäische Bei-
hilferecht gerade für kommunale Entschei-
dungsträger immer mehr an Bedeutung. Egal 
ob Wirtscha!sförderung, die Subventionierung 
von Krankenhäusern oder die Unterstützung 
beim Breitbandausbau: Stets stellt sich für alle 
Beteiligten die Frage nach der beihilferechtskon-
formen Finanzierung der kommunalen Daseins-
vorsorge.

Erhebliche Risiken durch Gewährung 
unzulässiger Beihilfen
Die zunehmende Relevanz, die das EU-Beilhil-
ferecht in den letzten Jahren erlangt hat, wird 
nachvollziehbar, wenn man sich das erhebliche 
Risikopotential vor Augen führt, das den Betrof-
fenen bei Nichteinhaltung des Beihilfenrechts 
droht. 

Neben der angezeigten Rückzahlung der 
gewährten Fördergelder ist auch das zugrunde 
liegende Rechtsgeschä!, also der Kaufvertrag, 
das Darlehen oder die Bürgscha! etc. in aller 
Regel sogar in seiner Gesamtheit nichtig. Hin-
zukommt, dass nicht allein mehr die EU-Kom-
mission die Einhaltung beihilferechtlicher 

Vorschri!en bewacht, sondern vermehrt auch 
Konkurrenten der begünstigten Unternehmen 
vor Zivil- und Verwaltungsgerichten gegen För-
derungen ihrer We%bewerber vorgehen.

Anmeldepflicht, Vollzugsverbot und 
Bindungswirkung der nationalen Gerichte
Wie eng das rechtliche Korse% tatsächlich ist, in 
dem sich Mi%elgeber und Subventionsempfän-
ger bewegen, erklärt sich nicht zuletzt mit Blick 
auf das beihilferechtliche Vollzugsverbot sowie 
die jüngst vom EuGH postulierte Bindungswir-
kung der nationalen Gerichte an die Eröffnungs-
entscheidung der EU-Kommission.

Nicht nur, dass alle tatbestandlichen Beihil-
fen vor ihrer Gewährung im Regelfall bei der 
EU-Kommission anzumelden sind und bereits 
jeder Verstoß gegen das Vollzugsverbot für sich 
einen Beihilfenverstoß begründet. Nach Auffas-
sung des EuGH soll schon allein von der Ent-
scheidung der Kommission, ein Beihilfeverfah-
ren zu eröffnen, eine solche Bindungswirkung 
auf die nationalen Gerichte ausgehen, wonach 
diese gezwungen sein können, die Rückzahlung 
gewährter Beihilfen anzuordnen bzw. die wei-
tere Auszahlung auszusetzen.

Rechtliche Auseinandersetzungen 
vermeidbar
Gleichwohl können die aufgezeigten Risiken 
beherrscht und Auseinandersetzungen mit 
Gerichten und Behörden vermieden werden. 
Insbesondere in der Daseinsvorsorge lässt sich 
die Förderung von Dienstleistungen von allge-
meinem wirtscha!lichem Interesse rechtssicher 
umsetzen. Vor allem das oben angesprochene 
Almunia-Paket eröffnet den Kommunen bei 
richtiger Handhabung einen praktikablen Weg, 
einzelne Aufgabenträger mit der Wahrnehmung 
der jeweiligen Daseinsvorsoge zu betrauen und 
etwaige Fördermaßnahmen beihilfekonform 
realisieren zu können.

Dr. Andreas Lotze,  
Rechtsanwalt und Partner,  
Aulinger Rechtsanwälte, Notare

„ Insgesamt gewinnt 
das europäische Bei-
hilferecht gerade für 
kommunale Entschei-
dungsträger immer 
mehr an Bedeutung.“

Bedeutung des EU-Beihilferechts für Kommunen  
und kommunale Unternehmen

7Recht
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8 Demographischer Wandel

Netzwerk Talente
Wirtschaftsförderung in Bensheim – den demographischen Wandel aktiv gestalten

von Thorsten Herrmann

Einleitung
We%bewerbe um „die besten Köpfe“ sind so viel-
fältig wie die Unternehmen und die Menschen 
selbst. Doch einer Herausforderung haben sich 
die Unternehmen gemeinsam zu stellen: Der 
We%bewerb um talentierte Nachwuchskrä!e 
wird intensiver. Vor dem Hintergrund gesell-
scha!licher Veränderungen wie dem demogra-
phischen Wandel, ist es erforderlich, neue Wege 
zu denken: Das bedeutet, dass das vorhandene 
Potential besser genutzt werden muss und 
Talente besser begleitet werden müssen. 

Hier steckt eine große Chance – vor allem 
für die jungen Talente, die sich bisher noch nicht 
optimal entfalten konnten. Das Werben um die 
klügsten Köpfe als Nachwuchskrä!e wird in 
den kommenden Jahren eine immer wichtigere 
volkswirtscha!liche Bedeutung erhalten. Einen 
besonderen Stellenwert nehmen die MINT-Dis-
ziplinen (Mathematik – Informatik – Naturwis-
senscha!en – Technik) ein. 

Die Stadt Bensheim ist mit 40.000 Einwoh-
nern wirtscha!liches und kulturelles Zentrum 
des Kreises Bergstraße. Als familienfreundliche 
Stadt und als Stadt der Schulen verfügt Bens-
heim über sechs Grundschulen, eine kombi-
nierte Grund-/Grundsonderschule, eine Grund-, 
Haupt- und Realschule, eine Gesamtschule, 
vier Gymnasien, eine Sonderschule und drei 
Berufsbildende Schulen. Für etwa 12.000 Schüle-
rinnen und Schüler ist die Stadt somit zentrale 
Pla%form für alle Aktivitäten. Die große Zahl in 
schulischer Ausbildung befindlicher Jugendli-
cher birgt ein enormes Potential und eine große 
Chance, Talente frühzeitig zu entdecken und zu 
begleiten. Die nachhaltige Förderung der talen-
tierten jungen Menschen wird dazu führen, 
deren Leistungsvermögen früher zu erkennen. 

Aufgrund der geographischen Lage Bens-
heims und der infrastrukturellen Aussta%ung 
und Anbindung ist eine Interaktion mit maß-
geblichen Einrichtungen sehr gut möglich. Viele 
international erfolgreich agierende Unterneh-
men sind in Bensheim angesiedelt. Die Bran-
chenstruktur ist heterogen. Auch die Universi-
täten in Frankfurt, Darmstadt, Mannheim und 
Heidelberg mit ihren zahlreichen akademischen 
Einrichtungen sind schnell erreichbar und stär-
ken das Bildungsnetzwerk der Region.

Ziele
Der einzige Rohstoff dieses Landes steckt in den 
Köpfen junger Menschen. Unsere jungen Talente 
altersgerecht zu begleiten und für MINT-Dis-
ziplinen zu faszinieren, das sind die Ziele des 
Netzwerks. Eine auf ein Talent hin ausgerichtete 
Begleitung zielt darauf ab, jungen Menschen ab 
sechs Jahren bis zum Eintri% in das Berufsleben 
in den MINT-Bereichen eine kontinuierliche 
Förderung anzubieten, ohne eine Konkurrenz 
zu schulischen oder anderen außerschulischen 
Angeboten zu sein. Vor allem eine Überfor-
derung der jungen Menschen soll vermieden 
werden. Daher gilt es im Netzwerk Talente, die 
einzelnen Partner (aus Wirtscha!, Bildung und 
Talente, etc.) auf der kommunalen Ebene zusam-
men zu bringen. 

Der Fokus der Förderung wird auf eine 
individuelle Ausrichtung, einen ganzheitlichen 
Ansatz und eine vernetzte Förderberatung unter 
Einbindung aller relevanten Akteure gelegt. Ein 
modernes Talentförderprogramm soll durch 
eine frühzeitige, alters- und genderspezifische 
und kontinuierliche Betreuung Chancen eröff-
nen, Potentiale sich entfalten lassen und dafür 
sorgen, dass Bildungserfolge durch eine aktive 
Begleitung junger Talente nicht von sozialer 
Herkun!, Migrationshintergrund oder einer 

Thorsten Herrmann,  
Bürgermeister der Stadt Bensheim

„ Der einzige Rohstoff 
dieses Landes steckt 
in den Köpfen junger 
Menschen“
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Geschlechterzugehörigkeit abhängig sind. Der 
Netzwerkgedanke soll das tragende Element 
sein, auch die Einbindung der Familie ist ein 
weiteres Charakteristikum. Unabhängige Fach-
krä!e und eine nachhaltige Betreuung über 
sämtliche Ausbildungsphasen garantieren eine 
qualitativ hochwertige Förderung. Auch Aktivie-
rungsprogramme und Projektideen sind Teil des 
Netzwerks. Das Netzwerk soll die Koordination 
der Talentförderung in Bensheim übernehmen, 
die von Nachhaltigkeit und individuellen För-
dermaßnahmen geprägt ist. 

Ein weiteres Ziel kann zum Beispiel der 
Au"au einer Talentdatenbank sein. Der Hin-
tergrund des Konzepts besteht darin, jungen 
förderfähigen und förderwilligen Menschen 
ein individuelles Entwicklungsprogramm anzu-
bieten, um ihre besonderen Fähigkeiten auf 
Grundlage eines Wertesystems zu entwickeln. In 
erster Linie profitiert der junge Mensch, in zwei-
ter – und das ist ein wesentlicher Ansatz für ein 
öffentliches Interesse – die Gesellscha!, da die 
bisherigen Investitionen in Bildung zielgerichte-
ter und effizienter erfolgen können.

Akteure
Talente ab sechs Jahren bis Eintri% in das 
Berufsleben bilden den zentralen Kern des Netz-
werkgedankens. Institutionen aus Wirtscha!, 
Bildung und Forschung stellen ihre schon vor-
handenen Angebote, Praktika, KnowHow oder 
(Forschungs-)Material zur Verfügung. Vorgese-
hen ist eine Zusammenarbeit mit dem Natur-
schutzzentrum Bergstraße und anderen Ein-
richtungen.

„ Unabhängige Fach-
krä"e und eine nach-
haltige Betreuung über 
sämtliche Aus bildungs-
phasen garantieren eine 
qualitativ hoch wertige 
Förderung.“
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Organisationsstruktur
Die Talente werden über ein Netzwerk geför-
dert. Die Netzwerkpartner haben die Aufgabe, 
die Talente durch Fördern und Fordern aktiv zu 
begleiten und ihnen die individuell passenden 
Förderbausteine aus den verschiedenen Berei-
chen wie Bildung, Wirtscha! oder Forschung zu 
vermi%eln. Die Organisationsstruktur bildet das 
Netzwerk, dessen Akteure über die Stadt Bens-
heim im Bereich Wirtscha!sförderung koordi-
niert werden.

Finanzierung
Anfallende Kosten aus dieser kommunalen 
Talentförderung werden über ein Spendenkonto 
finanziert. Hierunter fallen Kosten für den Auf-
bau einer möglichen Internetpla%form, For-
schungsmaterialien, Fahrten für Talente, Treffen 
und Aktionen. Finanzmanagement und Cont-
rolling erfolgt über die Stadt Bensheim. Spender 
und Unterstützer tragen die finanziellen, materi-
ellen und ideellen Angebote.

Fazit und Ausblick
Die Talentförderung bietet viele Chancen und 
Möglichkeiten zur Teilhabe als Talent, als Pate 
für Talente, als Unterstützer – ideell, finanziell, 
mit Angeboten an die Talente oder als Alumnus.
Die aktiven Netzwerkknoten miteinander zu ver-
binden und mit den Talenten zu verknüpfen, das 
ist die Grundidee des Netzwerks Talente, mit dem 
Ziel, ein stabiles Gebilde für junge Talente zu sein.
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Thomas Sapper, 
Vorstandsvor-
sitzender, DFH 
Deutsche Fertig-
haus Holding AG

Der nachhaltig konzipierte Wohnpavillon „CUBITY“ soll 
bezahlbaren Wohnraum für Studierende schaffen. 
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von Thomas Sapper

Bezahlbarer Wohnraum 
für Studierende ist 
knapp, besonders in 
den Universitätsstäd-

ten. Zusammen mit der Tech-
nischen Universität Darmstadt 
hat die DFH Deutsche Fer-
tighaus Holding AG jetzt mit 
„CUBITY“ einen nachhaltigen 
Wohnpavillon in Holzfertig-
bauweise entwickelt, der genü-
gend Wohnraum und Gemein-
scha!sflächen für zwölf Stu-
dierende auf einer minimalen 
Grundfläche von gerade ein-
mal 16 mal 16 Metern bietet. Das 
Gebäude- und Wohnkonzept 
entstand als Studienprojekt 
außer Konkurrenz im Rahmen 
des europäischen Architektur-
we%bewerbs „Solar Decathlon 
2014“.

Die optimale Raumausnut-
zung ist möglich, weil „CUBITY“ 
nach dem Haus-im-Haus-Prin-
zip aufgebaut ist. Herzstück 
des Gebäudes ist ein zentraler 
Gemeinscha!sbereich, um den 
zwölf würfelförmige Wohn-
räume herumgruppiert sind. 
Damit passt sich das Gebäude 
dem studentischen Lebens-

stil an: Jeder Bewohner hat 
seine individuelle Privatsphäre 
und gleichzeitig ist reichlich 
Platz zum gemeinscha!lichen 
Kochen, Essen, Lernen oder 
Feiern. 

Nachhaltiger Fertigbau
Neben der platzsparenden 
Architektur und dem ökolo-
gischen Baustoff Holz tragen 
verschiedene Faktoren zur 
Nachhaltigkeit des Gebäudes 
bei: Wegen der hohen Nut-
zung regenerativer Energien 
erfüllt der Wohnpavillon den 
Plus-Energie-Standard. Die 
Fertigbauweise ermöglicht 
zu dem eine hohe Flexibilität, 
Modularität und Transportier-
barkeit. Der Wohnraum lässt 
sich bei Bedarf verkleinern 
oder das gesamte Gebäude bei 
überschaubaren Kosten sogar 
in seine Einzelmodule zerlegen 
und an einem anderen Stand-
ort wieder au"auen.

Insgesamt stellt „CUBITY“ 
ein innovatives, langfristig 
wirtscha!liches Wohnkonzept 
dar, welches die Wohnungsnot 
Studierender lösen könnte. 
Besonders die Mobilität ist für 
Investoren interessant. 

Studentenquartiere im
Plus-Energie-Standard

„ Das Gebäude passt sich dem 
studentischen Lebensstil an: 
Jeder Bewohner hat seine 
individuelle Privatsphäre und 
gleichzeitig ist reichlich Platz zum 
gemeinscha"lichen Kochen, Essen, 
Lernen oder Feiern. “

10 Kommunales Leben
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von Konrad Kutt

Geht ins Ohr, bleibt 
im Kopf. Was vom 
Radio gesagt wird, 
gilt auch für das 

Buch, allerdings mit demUn-
terschied: es muss gelesen 
werden, mehrfach und immer 
wieder und von vielen. Dafür 
gibt es seit Ur-Zeiten Bibliothe-

ken, von denen Alan Durning 
meinte, sie seien ein Weltwun-
der der Nachhaltigkeit. Seit 
einigen Jahren sind öffentliche 
Bücherschränke im Kommen, 
die sowohl den kostenlosen 
Zugang zu Büchern erleichtern 
als auch zur Weitergabe aus 
eigenen Beständen einladen.

Eine besondere Spezies die-
ser Straßenbibliothek ist die in 
Berlin von INBAK entwickelte 
„Nachhaltige BücherboXX“. 
Sie ist in der Entstehung ein 
Produkt der beruflichen Aus-

bildung und in der Anwendung sind es „Orte der 
Begegnung und der situationsbezogenen Kom-
munikation, Ermöglichungsräume, die für jede 
Kommune grundsätzlich geeignet sind“, wie es 
Franz-Reinhard Habbel (Sprecher des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes) ausdrückt.

Auszubildende und Berufsschüler mehrerer 
Berufe und Ausbildungseinrichtungen arbeiten 
daran. Sie erwerben Kompetenzen für nachhal-

tiges Handeln im Beruf und im Alltag. 
Im Mi%elpunkt stehen der Umbau und 
die Umnutzung alter Telefonzellen. 
Neue Methoden des selbstständigen, 
berufsübergreifenden Lernens sind 
dabei gefragt: Tischler und Metall-
bauer planen und bauen Regale und 
eine dreiseitige Bank, Produktdesigner 
entwerfen die äußere Gestaltung, die 
gemeinsam mit Malern und Lackierern 
umgesetzt wird. Assistenten für Erneu-
erbare Energie berechnen und instal-
lieren eine Photovoltaikanlage für die 
nächtliche LED-Beleuchtung. Kulturelle 
und politische Aspekte werden ebenso 
berücksichtigt wie die partizipative Ein-

beziehung der kün!igen Nutzer in den Stad%ei-
len, wo die BücherboXX begeistert angenommen 
und pfleglich betreut wird.

Praktisches Tun in einzelnen Berufen sowie 
die Beteiligung von Nachbarscha!en und Zivil-
gesellscha! werden zu einem sinnvollen Ganzen 
zusammengefügt. Die vier Säulen der Nachhal-
tigkeit – Soziales, Ökologie, Ökonomie und Kul-
tur – gewinnen Bodenha!ung und Zuspruch, 
ohne normative Rhetorik, mi%en in der Stadt.

Schri%weise wurde das BücherboXX-Kon-
zept entwickelt. Zum Ende der UN-Dekade Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung 2014 gibt es 
15 BücherboXXen, drei wurden in Kooperation 
mit französischen Partnern gebaut und eine in 

Frankreich. „Bring ein Buch, nimm ein Buch, lies 
ein Buch“ lautet das Mo%o. Die Stadt als Schule 
mit einer neuen Kultur des Teilens und Schen-
kens. Wer zu viel hat, gibt ab und scha$ Raum 
für neue Bücher im häuslichen Regal. Wer in der 
BücherboXX stöbert, findet etwas, mitunter auch 
eine Rarität, vielleicht ein Geschenk. Gelegenheit 
macht Leser. Rund um die BücherboXX werden 
Lesungen mit Anwohnern, Schri!stellern und 
Schauspielern organisiert. Beispielha! sind die 
thematischen Lesungen am Mahnmal Gleis17 
am Bahnhof Berlin-Grunewald, u. a. mit Inge 
Deutschkron, Helga Schubert und Hans Croiset. 
Literaturtage an der marcel-breuer-schule spre-
chen vor allem Berufsschüler mit neuen Forma-
ten an, wie z B. Poetry Slam und Graphic Novel. 
Apropos Schreiben: Eine 16-seitige BücherboXX 
Rundschau informiert über Entwicklungen aus 
dem BücherboXX Netzwerk und bietet einem 
Literaturkreis die Möglichkeit zur Veröffentli-
chung schöpferischer, phantasievoller Texte.

Zweimal wurde die BücherboXX als offiziel-
les Projekt der UN-Dekade Bildung für nachhal-
tige Entwicklung ausgezeichnet. Andere Preise 
und We%bewerbsauszeichnungen kamen hinzu. 
Presse, Rundfunk und Fernsehen haben berich-
tet. Ein großer Erfolg für alle Beteiligten.

Nachhaltigkeit ist immer auch politisch. 
Vier BücherboXXen sind auf Grund der Aktuali-
tät, ihres Standortes oder der Themenwahl der 
Bücher eng mit politischer Bildung verknüp!. 
Für die Präsentation auf der Tagung „Zukun!. 
Stadt. Kommune“ wurde die BücherboXX Lu!-
brücke ausgewählt: Auszubildende der Berliner 
Stadtreinigung haben das geschichtsträchtige 
Tempelhofer Feld als Aufstellungsort ihrer 
umgebauten BoXX gewählt. Dabei ging es um 
die grundsätzliche Nutzung der „Freifläche“ und 
um die politische Bedeutung dieses Feldes. Das 
Symbol der Lu!brücke von 1948 wurde Grund-
lage für die äußere Gestaltung.

Konrad Kutt, Geschäftsführer INBAK 
Berlin, Institut für Nachhaltigkeit in 
Bildung, Arbeit und Kultur GbR

Die BücherboXX  
als „kommunaler  
Ermöglichungsraum“

11Kommunales Leben
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von Klaus-Peter König

Mit der Einführung des „Neuen Kom-
munalen Finanzmanagement“ in 
den Städten und Gemeinden – die 
Bezeichnung variiert je nach Bundes-

land – sind diese bestrebt, die bisher nach kame-
ralen Grundsätzen geführten Buchungssysteme 
auf die doppelte kaufmännische Buchführung 
umzustellen. 

Maßgeblich sollen damit weitergehende 
Erkenntnisse gewonnen werden über den Ver-
brauch der Ressourcen. Ebenso eignen sich die 
Daten zu einer ungleich weitergehenden Ana-
lyse auch im Vergleich der Kommunen zueinan-
der sowie auf Landesebene.

Die kamerale Buchführung war nahezu aus-
schließlich von den Geldströmen geprägt. Haus-
haltsplanungen erschöp!en sich in der Frage 
des Zuflusses von Einnahmen als auch dem 
Abfließen der Ausgaben. Im Vermögenshaushalt 
wurden vereinzelt Abgrenzungsposten gebil-
det für sogenannte Ausgabenreste: Ausgaben 
für noch nicht abgeschlossene Investitionen, 
die kalenderjahresübergreifend noch zu tätigen 
waren.

Mit der Einführung der Doppik begrün-
dete sich ein neuer Blick auf Aufwendungen 
und Erträge. Nicht mehr allein der Geldzu- und 
Abfluss, auch die Abgrenzung derselben auf die 
Planungsperiode formulierte neue Herausfor-
derungen an die planenden Kämmereien. Über 
allem steht jedoch die Aufgabe, mit der erstma-
ligen Erstellung einer Eröffnungsbilanz das Ver-
mögen als auch die Schulden zu bewerten. Das 
umfasst auch die Bewertung der Forderungen 
gegenüber Dri%en. 

In der weiteren Betrachtung beschränke 
ich meine Ausführungen auf eine ausgewählte 

Frage zur Werthaltigkeit der Forderungen und 
der damit einhergehenden Frage zu einzelnen 
Problemstellungen im Forderungsmanagement. 
Forderungen sind mit dem Betrag zu bewerten, 
mit welchem sie voraussichtlich der Gemeinde 
zufließen werden. Dabei sind die Forderungen 
dahingehend zu untersuchen, mit welchem 
Risiko sie hinsichtlich eines möglichen Ausfal-
lens belegt sind. Dabei ist zunächst jede Forde-
rung einzeln zu bewerten und in zweiter Instanz 
ein pauschales Risiko des Forderungsausfalls zu 
ermi%eln. Hier eröffnete sich den Kämmereien 
vielfach eine neue Erkenntnis, namentlich die, 
dass Forderungen ausfallen können und welche 
Wirkungsweise der Forderungsausfall auf das 
Vermögen der Kommune zeitigt. Kämmereien 
sind seitdem viel tiefgreifender mit der Frage 
der Realisierung von Forderungen befasst. Dazu 
sind ungleich weitergehende rechtliche Kennt-
nisse in den Kämmereien vorzuhalten als bisher.

Am Beispiel einer insolventen GmbH sei 
das spezielle Problem des Durchsetzens einer 
Gewerbesteuerforderung gegenüber dem oder 
den Geschä!sführern erläutert. Im Zeitpunkt 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen der GmbH bestehen zu Gunsten der 
Gemeinde Steuerforderungen aus Gewerbesteuer 
für mehrere zurückliegende Veranlagungszeit-
räume. Die Gemeinde erhebt die Gewerbesteuer 
aufgrund der durch das zuständige Finanzamt 
erlassenen Gewerbesteuermessbescheide, deren 
Bemessungsgrundlage für einzelne Veranla-
gungszeiträume nach § 162 Abgabenordnung (AO) 
geschätzt wurde. Die Geschä!sführer ha%en teil-
weise verabsäumt, dem Finanzamt Gewerbesteu-
ererklärungen einzureichen oder diese erheblich 
verspätet abgegeben. 

Neues kommunales 
Finanzmanagement

„ Mit der Einführung 
der Doppik 
begründete sich 
ein neuer Blick auf 
Aufwendungen und 
Erträge.“
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Seitens der Kämmerei ist nunmehr zu ent-
scheiden, ob und wie die Forderung aus Gewer-
besteuer gegenüber der Gesellscha! durchzu-
setzen sein kann oder ob anderweitige Möglich-
keiten bestehen, den Steueranspruch zu reali-
sieren. Bereits im Insolvenzantragsverfahren 
kann die Einzelvollstreckung in das Vermögen 
der Gesellscha! auf Beschluss des Insolvenzge-
richts unzulässig sein. Weitergehend droht bei 
der Durchsetzung des Steueranspruchs in zeit-
lichem Zusammenhang mit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens die erfolgreiche Anfech-
tung durch den Insolvenzverwalter. Damit ver-
bunden ist die Pflicht, die vereinnahmte Steuer 
an die Insolvenzmasse auszukehren. 

Die Kommunalabgabengesetze der Länder 
verweisen auf die Vorschri!en der Abgabenord-
nung, soweit diese zur Durchsetzung des Steu-
eranspruches heranzuziehen sind. Dabei werden 
auch die Vorschri!en der § 69 ff AO für anwend-
bar erklärt. Im Weiteren ist durch die Kämmerei 
zu prüfen, ob seitens der Geschä!sführung der 
Tatbestand des § 69 AO verwirklicht ist, der eine 
Durchsetzung des Steueranspruches gegenüber 
der insolventen Gesellscha! auf die Ebene des 
Geschä!sführers verlagert. 

In Anwendung des § 69 AO ha!en Vertreter 
im Sinne der §§ 34 und 35 AO dafür, dass Ansprü-
che aus dem Steuerschuldverhältnis infolge 
vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung 
der ihnen auferlegten Pflichten nicht oder nicht 
rechtzeitig festgesetzt oder nicht fristgerecht 
erfüllt werden. Die Ha!ung umfasst auch die 
infolge der Pflichtverletzung zu zahlenden 
Säumniszuschläge. Als mögliche Ha!ungs-
schuldner nach § 69 AO kommen Personen in 
Betracht, die als gesetzliche Vertreter natürlicher 
und juristischer Personen (dazu gehören insb. 
die Geschä!sführer von Kapitalgesellscha!en) 
bestimmt sind.

Regelmäßig ist ha!ungsbegründend zu Las-
ten des Geschä!sführers, für die Gesellscha! 
keine Steuererklärungen abzugeben, Steuerer-
klärungen für die Gesellscha! verspätet abzuge-
ben oder festgesetzte Steuern nicht oder verspä-
tet zu entrichten. 

Kommt die Prüfung zum Ergebnis, dass 
eine Pflichtverletzung der Geschä!sführung 
besteht, so ist auch das Vermögen des Geschä!s-
führers zur Realisierung des Steueranspruches 

Über den Autor

Klaus-Peter König ist derzeit 
Mitglied in der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Hochheim 
und Mitglied im Haupt- und 
Finanz  ausschuss. Von 2006 – 2011 
war er ehrenamtlicher Stadt rat im 
Magistrat der Stadt Hochheim. In 
diesen Funktionen unter stützte er 
die Kämmerei bei der Umsetzung 
eines Forderungs managements. 
Beruflich ist er als Steuerberater 
tätig.

zugänglich. Mehrere Geschä!sführer ha!en 
gesamtschuldnerisch nach der AO. Zu prüfen 
sind daher weitergehend die Voraussetzungen 
der Ha!ung der Geschä!sführung für Steuer-
schulden der Gesellscha!. Ha!ung bedeutet 
Einstehen für eine fremde Schuld. Dabei sind 
alle bestellten und auch zwischenzeitlich abbe-
rufenen Geschä!sführer mit einzubeziehen, 
da die Voraussetzungen des § 69 AO für jeden 
Geschä!sführer einzeln hinsichtlich der Erfül-
lung der steuerlichen Pflichten für die Gesell-
scha! zu prüfen sind.

Die Geschä!sführung ist durch einen Dul-
dungs- und Ha!ungsbescheid für den bestehen-
den Steueranspruch in Ha!ung zu nehmen. Die 
Vorschri!en der Ha!ung für Steueransprüche 
im Sinne des § 69 AO schaffen eine umfangrei-
che Rechtsgrundlage für die Inanspruchnahme 
der zur Handlung befugten Personen, sofern 
der Schuldner der Steuer ausfällt. Der Ha!ung 
zugänglich sind unter anderem Geschä!sfüh-
rer von Kapitalgesellscha!en, Vereinsvorstände, 
auch wenn sie nur ehrenamtlich tätig sind, 
sowie Geschä!sführer von Personenhandelsge-
sellscha!en. Die Kenntnis um die Vorschri!en 
der Ha!ung für Steueransprüche kann helfen, 
Forderungsausfälle für die Kommunen aus Steu-
eransprüchen zu begrenzen. 

Die Kommunen sind aufgefordert, den Ver-
antwortlichen durch die nötige Fortbildung das 
Rüstzeug an die Hand zu geben, das Steuerhaf-
tungsrecht zur Minderung von Forderungsaus-
fällen einzusetzen.
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von Dirk Tolkemitt

Die Altersversorgungs systeme des 
öffentlichen Dienstes sind ebenso wie 
die gesetzliche Rentenversicherung 
von den Auswirkungen des demogra-

fischen Wandels tiefgreifend betroffen. Hinzu 
kommt im öffentlichen Dienst die Belastung 
durch die personelle Ausweitung seit den 1960er 
und 1970er Jahren, die schon heute, aber insbe-
sondere in den kommenden Jahren, zu einer 
stark steigenden Zahl von Versorgungsempfän-
gern und dementsprechend zu einer drastisch 
zunehmenden Belastung für die öffentlichen 
Haushalte führen wird. 

Im Rahmen der Umstellung auf das Neue 
Kommunale Finanzmanagement werden seit 
2008 die Versorgungsansprüche der Beamten der 
Alten Hansestadt Lemgo erstmals in Form von 
Pensionsrückstellungen erfasst. Auf Grundlage 
einer versicherungsmathematischen Bewer-
tung der Pensions- und Beihilfeverpflichtun-
gen durch die Fa. Heubeck AG ist zum Stichtag 
31.12.2013 ein Rückstellungsbedarf in Höhe von 
39.915.654,43 EUR gegeben. 

Soweit die bekannte, o! publizierte und 
diskutierte Faktenlage. Die notwendige Kon-
sequenz aus dieser Risikoanalyse unterbleibt 
jedoch weitestgehend. Das bloße Ausweisen des 
Rückstellungsbedarfes und die jährliche Zufüh-
rung zur Rückstellung, scha$ nicht die notwen-
dige Liquidität, um den Auszahlungsdarf der 
kommenden Jahre zu bedienen.

Eine durchgeführte Analyse der Wirtscha!s-
prüfungsgesellscha! Rödl & Partner GmbH hat 
schon im Jahr 2008 ergeben, dass die Pensions-
verpflichtungen von 1,4 % des Haushaltsvolu-
mens in 2008 auf 2,5 % im Jahr 2025 ansteigen 
werden und sich der Zahlbetrag von 1,2 Mio. € auf 
2,6 Mio. € mehr als verdoppelt. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die 
Frage, wie die Pensionsverpflichtungen mit-
tel- bis langfristig finanziert werden können, 
ohne dass es zu spürbaren Umschichtungen 

der verfügbaren Finanzmi%el 
des städtischen Haushaltes 
kommt.

Die Alte Hansestadt Lemgo 
hat sich trotz schwieriger 
Haushaltslage dazu entschlos-
sen, das bestehende Zukun!s-
risiko nicht nur zu betrachten, 
sondern aktiv zu managen. 
Die Stadt trägt nicht nur den 
offiziellen Namen „Alte Hanse-
stadt Lemgo“, sondern sie fühlt 
sich in besonderem Maße den 
Handlungsgrundsätzen ehr-
barer hanseatischer Kaufleute 
verbunden. In ihrem Leitbild 
heißt es: „Wir handeln ehrbar 
und sind Vorbild“ und: „Wir 
handeln in Verantwortung für 
kün!ige Generationen.“ Aktiv 
handeln bedeutet Vorsorge zu 
treffen: ergo sum den Au"au 
eines Pensionsfonds. Hiermit 
wurde 2009 begonnen. 

Die vorhandenen Finanz-
mi%el aus einem Beteiligungs-
verkauf in Höhe von 4,5 Mio. € 
bildeten den Grundstock des 
Fonds. Hinzu kommen jährli-
che liquide Zuführungen aus 
dem Haushalt von 600.000 €. 
Ferner wurden 8 Mio. € aus 
Eigenkapitalausschüttungen 
und 2 Mio. € aus dem Verkauf 
von Waldflächen in den Fonds 
eingebracht.

Was sich in der retrospek-
tiven Betrachtung einfach und 
logisch anhört, war in Wirk-
lichkeit jedoch ein komplizier-
ter und diffiziler Prozess mit 
einer mannigfaltigen Anzahl 

von Beteiligten und einer entsprechenden Zahl 
von Interessen. Die Transparenz im Prozess hat 
jedoch das notwendige Vertrauen in der Poli-
tik erzeugt, das Richtige zu tun. Nach mehr als 
vier Jahren Pensionsfondsau"au wird dieser 
alternativlose Weg nicht mehr in Frage gestellt. 
Die Alte Hansestadt Lemgo wird kün!ig in der 
Lage sein, die Pensionen für die heute aktiven 
Beamten beim Eintri% in den Ruhestand auch 
zu bezahlen und zwar ohne das Risiko und die 
Finanzlast der kommenden Generation aufzu-
bürden.

Dirk Tolkemitt,  
1. Beigeordneter und Stadtkämmerer, 
Alte Hansestadt Lemgo

Vermögensverwaltung in Kommunen bei leeren 
Kassen – Leidenschaft oder Leidensdruck 

Altstadt von Lemgo mit Nicolaikirche
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von Dr. Christian Lösel

Auf Ingolstadts aktuell größter Baustelle 
geschieht Beeindruckendes: Am Rande 
der Altstadt gelegen entsteht auf dem 
Gelände einer ehemaligen Geschützgie-

ßerei derzeit ein komple% neues Stadtquartier. 
Herzstück wird ein modernes Kongress- und 
Tagungszentrum samt angeschlossenem hoch-
wertigem Hotel. Außerdem erhält die benach-
barte Technische Hochschule Ingolstadt (THI), 
die derzeit eine enorme Nachfrage erfährt, einen 
großzügigen Erweiterungsbau samt einem For-
schungs- und Testzentrum für Fahrzeugsicher-
heit. Audi baut auf dem Gelände eine eigene 
Akademie und in das Gebäude der historischen 
Gießereihalle wird das Museum für Konkrete 
Kunst und Design einziehen. 

Derart ambitionierte Pro-
jekte kann man natürlich nicht 
„auf die Schnelle“ realisieren. 
Möglich werden die Vorhaben 
dank der aktuell florierenden 
Wirtscha! in Ingolstadt. Gleich-
zeitig sind Kongresszentrum, 
Hotel und Designmuseum aber 
auch eine wichtige Investition 
zur Sicherung dieses Wohlstan-
des in der Zukun!. Ingolstadt 
hat eine Arbeitslosenquote 
von konstant niedrigen 3,7 Pro-
zent. Die Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt sind also exzellent 
– und das nicht nur dank des 
größten Arbeitgebers der Region, 
der Audi AG. Auch viele andere 

Unternehmen, darunter zahlreiche mi%elständi-
sche Betriebe, siedeln sich an diesem wirtscha!-
lich hervorragenden Standort an. 

In der Konsequenz gehört Ingolstadt zu den 
a%raktivsten Wohnorten in Bayern und hat eine 
enorme Kau(ra!. Zusammen mit den Nach-
barlandkreisen Eichstä%, Pfaffenhofen und 
Neuburg-Schrobenhausen liegt Ingolstadt mit 
einem monatlichen Pro-Kopf-Einkommen von 
1.679 Euro noch vor München oder Starnberg. 
Die sehr hohe Lebensqualität hat eine enorme 
Anziehungskra!: Jedes Jahr ziehen etwa 1.200 
Menschen neu hinzu. Damit gehört Ingolstadt 
zu den am schnellsten wachsenden Städten in 
Deutschland. Aktuell leben rund 130.000 Ein-
wohner in Ingolstadt.

Klar, dass für alle auch genügend Wohn-
raum zur Verfügung stehen muss. Allein im 
vergangenen Jahr wurden deshalb 1.400 neue 
Baugenehmigungen erteilt, die letzten drei 
Jahre zusammengenommen waren es sogar 
3.700. Dabei wird selbstverständlich auch an 
einkommensschwächere Bürger gedacht. 
Derzeit kommen in Ingolstadt auf 1.000 Ein-
wohner 47 Sozialwohnungen, der bayerische 
Durchschni% liegt bei 34. Derzeit wird in der 
Nähe zur Altstadt und zur Donau ein ehema-
liges Bundeswehrgelände zum hochwertigen 
Wohngebiet umgenutzt. Die modernen Häuser 
und Wohnungen werden rund 1.500 Menschen 
ein Zuhause bieten. Darüber hinaus entstehen 
Gewerbeflächen und Büros sowie großzügige 
Grünanlagen und Freizeitelemente. 

Ingolstadts Haushalt für das kommende 
Jahr wird zum neunten Mal in Folge ohne Neu-
verschuldung auskommen. Mehr noch: Ingol-
stadt tilgt in den kommenden Jahren seine Ver-
bindlichkeiten komple%, ist rechnerisch bereits 
jetzt de facto schuldenfrei. Gleichzeitig bewegen 
sich die Investitionen auf Rekordniveau – vor 
allem im Bausektor. Neben den bereits ange-
sprochenen Großprojekten Gießereigelände und 
Bundeswehrareal baut die Stadt derzeit unter 
anderem ein neues Sportbad und wird sowohl 
das Klinikum als auch das Stad%heater general-
sanieren. Viel Geld fließt auch in Neubauten und 
Sanierungen von Schulen und Kindertagesstät-
ten. Über 74 Millionen Euro stehen im Jahr 2015 
(2013: 57 Millionen Euro) allein für Baumaßnah-
men im Vermögenshaushalt zur Verfügung. 

Investitionen zur 
Sicherung des 
Wohlstands in der 
Zukunft

Dr. Christian Lösel,
Oberbürgermeister Ingolstadt

„ Die sehr hohe Lebens-
qualität hat eine enor-
me Anziehungskra": 
Jedes Jahr ziehen 
etwa 1.200 Menschen 
neu hinzu.“
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von Landrat Manfred Müller

Pflegeberuf aufwerten!
Die Wertschätzung der Pflegekrä!e spielt eine 
wichtige Rolle für die Qualität der Arbeit, die 
Zufriedenheit und Gesundheit der Beschä!ig-
ten. Der Pflegeberuf selbst ist durch eine hohe 
körperliche und psychische Belastung gekenn-
zeichnet. Arbeitgeber spüren den Fachkrä!e-
mangel mi%lerweile deutlich. Aber was wird 
getan? Klare Aussage: Die Entlohnung reicht 
nicht. Aber das allein macht das Problem nicht 
aus. 

Der Pflegeberuf muss a%raktiver werden. 
Er hat eine sehr wichtige, soziale, ja humanitäre 
Funktion. Aber was wird davon in der Öffent-
lichkeit sichtbar? Da bleibt viel an notwendiger 
Anerkennung auf der Strecke. 

Konzepte für die Gewinnung von Nach-
wuchskrä!en, die berufliche Qualifikation und 
Weiterbildung sowie die Ausrichtung an den 
verschiedenen Lebensphasen der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sind dringend erforderlich. 
Im Bemühen um passgenaue Lösungen zeigt 
sich aber auch, dass die bestehenden Rahmen-
bedingungen enge, ja zu enge Grenzen setzen. 

Menschenwürde in der Pflege – noch der Normalfall?
Wiederholt berichten die Medien über „unwürdige“ Verhältnisse in der Pflege. 
Übertriebene Einzelfälle? Oder gar mehr? Das System wankt. Was ist zu tun?
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„ Der Pflegeberuf muss 
a#raktiver werden. Er 
hat eine sehr wichtige, 
soziale, ja humanitäre 
Funktion. “
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Landrat Manfred Müller, Paderborn

Während die Standards und Anforderungen an 
die Pflege enorm gestiegen sind, bleiben die per-
sonellen und finanziellen Aussta%ungen weit 
dahinter zurück. Die „strukturelle Lücke“ im 
Pflegefinanzsystem ist ein wesentlicher Teil des 
Problems.

Die „Pflege an sich“ ist eine  
öffentliche Angelegenheit
Die „Pflege an sich“ ist eine Angelegenheit des 
Gemeinwesens, muss noch mehr als bisher 
„öffentlich“ werden. Die wahre Dimension des 
Problems ist bei weitem noch nicht offenkundig. 
Und mit mehr Öffentlichkeit könnte auch die 
Wertschätzung für die Pflegenden, das Ansehen 
dieses so wichtigen Berufs steigen.

„Ambulant vor stationär“
Was tun Kommunen? Sie sind betroffen, weil 
bereits heute viele Menschen ihre Pflege nicht 
mehr aus eigenen Mi%eln bestreiten. Der Bei-
trag der Pflegeversicherung reicht häufig nicht, 
erhebliche Leistungen der Grundsicherung 
kommen hinzu. Im Haushalt unseres Kreises 
sind das rund 7,5 Millionen Euro. Wir verfolgen 
daher seit vielen Jahren konsequent den Ansatz 
„ambulant vor stationär“. Dieses Mi%el zur Kos-
teneinsparung entspricht auch dem Wunsch der 
Menschen, im Alter möglichst lange in der ver-
trauten Umgebung leben zu können. Die Pflege-
beratung im Kreis Paderborn ist ausgerichtet auf 
Informationen über wohnortnahe Hilfen, Unter-
stützung bei der Auswahl der Leistungsanbieter, 
Vermi%lung und Koordinierung der Pflege- und 

Hilfsdienste. Ebenso werden Vereinbarungen 
zur Finanzierung von Senioren-WGs getroffen, 
um Alternativen zur stationären Pflege zu schaf-
fen. Das hat Erfolg. Die Kostensteigerung wurde 
gebrochen. Und die Menschen sind zufriedener.

Zusammenspiel von Haupt- und Ehrenamt
Der Pflege- und Betreuungsbedarf kann nur 
durch das Zusammenspiel von professioneller, 
familiärer und ehrenamtlicher Hilfe funktio-
nieren. Ehrenamtlich Tätige sollen dabei nicht 
Lückenbüßer eines sich zurückziehenden Sozi-
alstaates sein – so wichtig ihre Funktion auch 
ist. Denn es gibt Dienste, die weder eingekau! 
noch bezahlt werden können, weil sie ein Stück 
Menschlichkeit darstellen. Eine gesunde Gesell-
scha! braucht das Miteinander. Damit Ehren-
amtliche gut gerüstet und langfristig moti-
viert sind, sind Schulungen und professionelle 
Ansprechpartner dringend erforderlich. In unse-
rem Kreis kümmern wir uns intensiv gerade um 
das Ehrenamt.

Es darf kein Tabu sein, technische Möglich-
keiten unter Wahrung der Menschlichkeit einzu-
setzen, um den Pflegealltag zu erleichtern. Aber 
der Mensch muss auch in Zukun! im Mi%el-
punkt der Bemühungen stehen.

Schon heute nehmen die Sozialausgaben 
den Haup%eil der kommunalen Haushalte ein. 
Wie lange dies von den Kommunen geschultert 
werden kann, ist eine Frage, die sich die Politik 
aller Ebenen stellt.

Aufgrund der demografischen Entwicklung 
wird die Zahl der Pflegebedür!igen steigen, erst 

recht wenn geburtenstär-
kere Jahrgänge in das „pfle-
gebedür!ige Alter“ kommen 
werden. 

Gute Pflege ist ein Gebot 
der Menschlichkeit! Wir 
steuern auf eine dramati-
sche Entwicklung zu. Die 
Qualität einer Gesellscha! 
erkennt man auch daran, 
wie sie mit den ganz Jun-
gen und ganz Alten umgeht. 
Artikel 1 des Grundgesetzes 
lautet: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar!“ Zeit 
zum Handeln!

„ Gute Pflege ist 
ein Gebot der 
Menschlichkeit! “

Datenbasis: Statistisches Bundesamt

Immer mehr Pflegebedürftige
Zahl der Pflegebedürftigen in Mio.
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von Jörg Schrader

Eine nachhaltige Politik hat immer auch 
die Zukun! im Blick. Belastungen der 
zukün!igen Generationen durch nicht 
gedeckten Eigenkapitalabbau, Vernach-

lässigung der kommunalen Infrastruktur und 
Anstieg der Verschuldung müssen daher unbe-
dingt verhindert werden. Sie beschränken die 
Gestaltungsmöglichkeiten kün!iger Generatio-
nen der Stadt Freudenberg. Ein weiterer Anstieg 
der Verschuldung muss verhindert, die beste-
hende Verschuldung muss reduziert werden, um 
die Wiederherstellung bzw. Bewahrung der dau-
erha!en finanziellen Leistungsfähigkeit sicher 
zu stellen. Zur Erreichung dieser Ziele hat der 
Rat der Stadt Freudenberg in Verantwortung für 
zukün!ige Generationen diese Nachhaltigkeits-
satzung beschlossen.

So lautet die Präambel der Nachhaltigkeits-
satzung, die eine Mehrheit des Rates der Stadt 
Freudenberg im März 2014 beschlossen hat.

Steigende Liquiditätskreditaufnahmen, die 
daraus resultierenden Zinsänderungsrisiken, 
der Investitionsstau und die Perspektivlosigkeit 
kommunalen politischen Handelns bei einem 
Haushaltsausgleich im Jahr 2022 (lt. Gemein-
deordnung NRW der späteste genehmigungsfä-
hige Zeitraum zum Ausgleich des Haushaltes) 
sowie der politische Wille, sich den finanziel-
len Herausforderungen der Zukun! auch mit 
unpopulären Maßnahmen zu stellen, hat die 
Mehrheit des Rates im Jahr 2014 veranlasst, eine 
kommunale Schuldenbremse zu verabschie-
den, die spätestens im Jahr 2017 greifen wird. Ab 
dem Jahr 2014 sind per Nachhaltigkeitssatzung 
auch Ne%okreditaufnahmen im investiven und 
konsumtiven (Liquiditätskredite) Bereich ausge-
schlossen. 

Der Rat der Stadt Freudenberg folgte damit 
der nachfolgenden Grundthese: „Die Pflicht zum 
Haushaltsausgleich geht allen anderen Pflichten 

vor, weil auf die Dauer keine Pflicht mehr erfüllt 
werden kann, wenn der Haushaltsausgleich 
nicht gelingt.“ *

Die Regelungen sind eindeutig. Demnach 
muss zur Erreichung der Ziele – ausgeglichener 
Haushalt 2017 sowie keine Neuaufnahme von 
Krediten – der Ergebnishaushalt die nötige Kon-
solidierung hervorbringen. Letztlich wird auf 
der kommunalen Ebene, im Gegensatz zu den 
Vorschri!en der Gemeindeordnung, verbindlich 
festgeschrieben, wie die Maßgaben des § 75 GO 
NRW („der Ergebnishaushalt muss in Planung 
und Rechnungslegung ausgeglichen sein“) zu 
erfüllen sind. 

Ist also die eine Konsolidierung auf der Auf-
wandsseite nicht auskömmlich, wird ein sog. 
„Generationenbeitrag“ errechnet, der über die 
Anpassung des gemeindlichen Hebesatzes der 
Grundsteuer B erhoben wird. Dieser Generatio-
nenbeitrag, der gemeinhin als „Ultima Ratio“ ver-
standen wird, wird in jedem Haushaltsjahr neu 
berechnet und festgesetzt. Dies gilt im Übrigen 
für beide Richtungen. Die politisch o! unter-
schätzten, aber wesentlichen Vorteile liegen auf 
der Hand: 1) Die Argumentation in der politischen 
Diskussion über mögliche Konsolidierungspo-
tentiale wird umgekehrt: Wer spart ist im Vorteil, 
da er eine Verminderung des Hebesatzes und 
damit eine verminderte Belastung der Bürge-
rinnen und Bürger in Aussicht stellen kann. 2) 
Es wird im Haushalt konkret aufgezeigt, welche 
subjektive Steuerlast von den Bürgerinnen und 
Bürgern zur Realisierung einer kommunalen 
Aufgabe, gewünscht oder pflichtig, zu erbringen 
ist. 3) Auf dieser Grundlage kann eine konkrete, 
strategisch ausgerichtete Diskussion, auch mit 
der Bürgerscha!, darüber geführt werden, was in 
der Kommune wie in der Zukun! noch geleistet 
werden kann, bzw. geleistet werden soll.

Die Kommunalschuldenbremse 
bei der Stadt Freudenberg

Jörg Schrader, 1. Beigeordneter und 
Stadtkämmerer Stadt Freudenberg

„ Belastungen der 
zukün"igen Genera-
tionen durch nicht 
gedeckten Eigen-
kapitalabbau, Ver-
nachlässigung der 
kommunalen Infra-
struktur und Anstieg 
der Verschuldung 
müssen daher un-
bedingt verhindert 
werden.“

* Prof. Janbernd Oebbecke, Münster, Vortrag auf der Jahres-
tagung des Fachverbandes der Kämmerer NRW, 29.06.2009
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